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Große Anfrage 

des Abgeordneten Ströbele und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Antisemitismus in der Bundesrepublik Deutschland 


Antisemitismus gab es in Deutschland seit Jahrhunderten. 

Antisemitismus, von den deutschen Nazis zum Teil der Staats- 
ideologie erhoben, führte von 1933 bis 1945 zur Verfolgung von 
Millionen und zur Ermordxmg von mehr als sechs Mülionen jüdi- 
schen Menschen in Deutschland xmd in den von Deutschen 
besetzten Gebieten. 

Antisenütismus gibt es auch nach dem Krieg in der Bundesrepu- 
blik Deutschland. Wie sollte es auch anders sein, hat doch eine 
breite öffentliche und parlamentarische Auseinandersetzung über 
Antisenütismus, seine Ursachen und Erscheinungsformen in der 
Bimdesrepublik Deutschland nie stattgefunden. 

Alle paar Jahre wieder werden massiert Äußerungen und Aktivi- 
täten aus der Bimdesrepubhk Deutschland bekannt, die gegen 
den jüdischen Glauben, gegen jüdische Lebenscirt und gegen 
jüdische Menschen gerichtet sind. Die offizielle bundesdeutsche 
Pohtik hat solchen Äußerungen imd Vorfällen entweder den anti- 
semitischen Charakter ganz einfach abgesprochen oder diese als 
nicht so ernst gemeint oder als bloße Ausrutscher verharmlost 
oder als bloße Randerscheinungen ohne Rückhalt bei der Mehr- 
heit der Bevölkenmg abgetan. Eine breite Diskussion in dem 
parlamentarischen Gremium hat nie stattgefimden. Eine wissen- 
schaftliche Untersuchung der in der Bevölkerung verbreiteten 
Auffassimgen zu „den Juden" wurde tunlichst vermieden. 

1. Zu Beginn dieses Jahres haben die Diskussionen über die 
Fordenmgen nach Entschädigung jüdischer Menschen, die bei 
deutschen Firmen vor 1945 als Sklaven- und Zwangsarbeiter 
ohne jedes Entgelt Schwerstarbeit leisten mußten, gegenüber 
dem Fhck-Konzem imd gegenüber seinen Rechtsnachfolgern 
und die Äußenmgen des CDU-Bimdestagsabgeordneten 
Fellner in diesem Zusammenhang erneut deutiich gemacht, 
daß Antisenütismus keineswegs nur eine Last aus der deut- 
schen Vergangenheit ist, sondern ein sehr gegenwärtiges Pro- 
blem. 

— Viele Kommentatoren vertraten die Auffassung, der Abge- 
ordnete FeUner habe nüt den Äußerungen, Juden würden 
sich schnell melden, wenn in deutschen Kassen Geld klim- 
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pere, nur offen und öffentlich das zum Ausdruck gebracht, 
was in weiten Kreisen der Bevölkerung auch gedacht und in 
kleineren Kreisen - nicht niu: cun Stammtisch - auch gesagt 
wird. Verbreitet wurde die Auffassung vertreten, die Chan- 
cen des Abgeordneten, wieder gewählt, mit größerer Mehr- 
heit sogar wieder gewählt zu werden, hätten sich nach 
diesen Äußerungen eher verbessert. 

— Die Äußenmgen dieses Abgeordneten und das, was sich 
darcui an Verlautbanmgen in der Öffentlichkeit anschloß, 
stehen nicht allein. Kaum hatte der Abgeordnete Fellner sich 
vor dem Deutschen Bxmdestag entschuldigt, wurden die 
Äußenmgen des CDU-Bürgermeisters von Spee in Kor- 
schenbroich bekannt, man müsse einige reiche Juden 
erschlagen, tun den Haushalt des Städtchens auszugleichen. 
Auch hier wog schwerer als diese Äußerung, wie viele Bür- 
ger sich dazu verhielten, die Äußenmgen verteidigten und 
sich hinter ihren Bürgermeister stellten. 

— In Frankfurt sollte das Theaterstück von Reiner Werner 
Fassbinder „Der Müll, die Stadt xmd der Tod" auf geführt 
werden, in dem ganz offen antisemitische Vorurteüe artiku- 
liert werden. Fassbinder läßt in dem Theaterstück einen 
Hans von Gluck sagen: „Er saugt vms aus der Jud. Trinkt 
unser Blut und setzt uns ins Unrecht, Weü er Jud ist und wir 
die Schxdd tragen . . . Wäre er geblieben, wo er herkam oder 
hätten sie ihn vergast, ich könnte heute besser schlafen. Sie 
haben vergessen ihn zu vergasen. Das ist kein Witz. So 
denkt es in mir. " 

Fassbinder selbst erklärte dazu in einem Zeitungsinterview 
cim 9. April 1976: „Man muß doch die Möglichkeit haben, an 
ein Thema mit gefährlichen, vielleicht angreifbaren Metho- 
den heranzugehen und nicht nur mit diesen abgesicherten, 
sonst entsteht wieder so etwas Totes wie alles in der deut- 
schen Theaterlandschaft . . . Ich muß auf meine Wirklichkeit 
reagieren können ohne Rücksicht zu nehmen. Wenn ich das 
nicht machen darf, dann darf ich gar nichts mehr machen. " 

Anläßlich der Urauffühnmg dieses Stückes besetzten zwei 
Dutzend Vertreter der jüdischen Gemeinde zu Frernkfiui: die 
Bühne der Frankfiuter Kammer spiele. Unter ihnen waren 
junge Frankfurter Juden, aber auch Überlebende aus Kon- 
zentrationslagern. Sie hielten ein Transparent „Subventio- 
nierter Antisemitismus" in den Händen, waren auch durch 
intensive Diskussionen nicht dazu zu bewegen, die Bühne 
zu verlassen und zwangen so schließlich den Intendanten, 
die Aufführung abzusetzen. Auch weitere Aufführungen 
fanden nicht statt. 

Vieles, was in dem monatelangen Streit über dieses Theater- 
stück geäußert und veröffentlicht wurde, waren antisemi- 
tische Vorurteile. 

— Zmn Alltag in der Bimdesrepublik Deutschland gehören 
aber auch Quälereien an einem jüdischen Polizeianwärter in 
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einer Polizeiunterkunft in West-Berlin, ähnliche Vorfälle in 
einer Offiziersschule der Bundeswehr in München, das 
Absingen von Nazüiedem durch Angehörige der Jungen 
Union aus West-Berlin auf einer gemeinsamen Busfahrt, 
Schändimgen jüdischer Friedhöfe, Hakenkreuzschmiere- 
reien an jüdischen Einrichtimgen imd sogar wieder das 
Versenden eines „Auschwitz-Spieles". 

2. Auch die offizielle Bonner Politik bot im letzten Jahr vielfach 
Anlaß zu Befürchtungen, wie wenig die jüngste deutsche, auch 
die antisemitische Vergangenheit überwtmden ist: 

— In der Diskussion des sog. Auschwitz-Lügen-Gesetzes 
wurde die Gleichstellung der „Auschwitzlügen" mit dem 
Verschweigen totahtärer Herrschaftsformen und deren Fol- 
gen in osteuropäischen Ländern verlangt. Damit wurde fak- 
tisch der industriemäßig geführte Völkermord an sechs Mü- 
honen jüdischen Menschen verharmlost. 

— Die Äußerungen des Bundeskanzlers auf einer Israel-Reise 
von der „Gnade der späten Geburt" lassen den Irrtum 
erkennen, deutsche Geschichte sei behebig teübar in solche 
etwa der Kaiserzeit und der Weimarer Republik, nüt der man 
sich als Deutscher identifizieren könne, imd solche Nazi- 
Deutschlands imd der Verbrechen deutscher Nazis, mit der 
man als Bundesbürger nichts zu schaffen habe. 

— Der Staatsakt auf dem Soldatenfriedhof in Bitburg zum 
40. Jahrestag des 8. Mai 1945, bei dem der Bundeskanzler 
und der US-Präsident auch Angehörige der Waffen-SS ehr- 
ten, imd die Äußerungen, die in diesem Zusammenhang der 
Öffentlichkeit bekannt wurden. 

Diese Aufzählung von äußeren Vorgängen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland ist imvollständig. 

3. Im vergangenen Jahr wurde im Zusammenhang nüt der Pohtik 
des Staates Israel gegenüber dem palästinensischen Volk und 
den arabischen Nachbarländern vielfach erneut die Frage auf- 
geworfen, was die Einstellung und Pohtik gegenüber dem 
Staate Israel mit Antisenütismus in der Bundesrepubhk 
Deutschland zu tun hat. 

Ob deutsche mUitärische Unterstützung arabischer Nachbar- 
staaten Israels, ob deutsche Kritik an der Pohtik des Staates 
Israel, jedenfaUs dann, wenn sie darin besteht, ParaUelen zu 
ziehen zu den antisenütischen Verfolgungen und Mordtaten 
deutscher Nazis, auch selbst antisemitisch sind. Anlässe waren 
unter anderem, daß die Bundesregierung den Verkauf deut- 
scher Waffen an arabische Staaten bilhgte, die in einem 
arabisch-israehschen Krieg Verwendung finden können, und 
die Ausstrahlung des Filmes „Schatten der Zukunft" von 
Wolf gang Bergmann im Zweiten Deutschen Fernsehen, in dem 
Parcdlelen gezogen werden zwischen dem Vorgehen israeh- 
scher Soldaten gegen Palästinenser und den Nazi-Verbrechen 
gegenüber jüdischen Menschen. 
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Sie scheint aber eine Untersuchung von Alfons Silbermann 
ztim Thema „Sind wir Antisemiten" zu bestätigen, deren 
Ergebnisse 1982 veröffentlicht wurden. Danach lassen sich in 
der Bimdesrepublik Deutschland neben einer toleranten 
Gruppe von etwa 30 % imd einer stark antisemitischen Gruppe 
von etwa 20% bei der Hälfte der bundesrepublikanischen 
Bevölkerung in Latenz zumindest den Rest der antisemitischen 
Einstellung nachweisen. Die wenigen öffentlichen Bekennt- 
nisse zur Schuld an den Verbrechen und der Vergangenheit 
sowie die - wenn auch strukturell noch immer unbefriedigen- 
den - materiellen Leistungen für die Überlebenden der Ver- 
folgten müssen angesichts der Tatsache verblassen, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland offensichtlich quer diuch aUe 
politischen Lager immer noch und schon wieder Antisemitis- 
mus existiert. 


Im Anschluß an die von Abgeordneten unterschiedlicher Fraktio- 
nen am 27. Februar 1986 im Deutschen Bundestag durchgeführte 
Aktuelle Stunde zu antisemitischen Tendenzen fragen wir die 
Bundesregierung: 

1. Ist der Bimdesregienmg die Studie von Alfons Sübermann 
„Sind wir Antisemiten" bekannt, und wie beurteilt die Bun- 
desregienmg die Ergebnisse dieser Untersuchung? 

Der Erklänmg des Bundeskanzlers in der Aktuellen Stunde 
zum Antisemitismus am 27. Februar 1986 vor dem Deutschen 
Bundestag sind Zweifel des Bundeskanzlers an den Ergebnis- 
sen dieser Studie zu entnehmen. 

Trifft dies zu? Ist diese Meinung des Bimdeskanzlers auch 
Auffassung der Bundesregierung? Wenn ja, worauf stützen 
Bundeskanzler und Bundesregienmg ihre Auffassung zu den 
Ergebnissen dieser Studie? Liegen der Bimdesregienmg 
andere Untersuchungen über Antisemitismus in der Bundes- 
republik Deutschland in den 80er Jahren vor? Wenn ja, 
welche? 

Nimmt die Bundesregienmg die Studie von Alfons 
Sübermann und die Zweifel des Bundeskanzlers an deren 
Ergebnissen zum Anlaß, wissenschaftliche Untersuchungen 
zu diesem Thema in Auftrag zu geben? Ist dies bereits gesche- 
hen? Wenn nein, warum nicht? Wenn ja, wann und bei wem? 

2. Ist der Bimdesregienmg die „stem" -Umfrage 1986 „Wie anti- 
semitisch sind die Deutschen?" und deren Ergebnisse 
bekannt? 

Wie beurteüt die Bundesregierung die FragesteUungen und 
die Durchführung und damit den Aussagewert dieser Um- 
frage? 

War diese Umfrage für die Bundesregierung Anlaß, von sich 
aus Umfragen oder wissenschaftliche Untersuchungen zum 
Antisemitismus in der Bundesrepublik Deutschland in Auf- 
trag zu geben? Wenn nein, warum nicht? 
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Wie bewertet die Bundesregierung das Ergebnis dieser Um- 
frage? 

Gibt nach Auffassung der Bundesregienmg insbesondere das 
Ergebnis dieser Umfrage, wonach 15 % der bimdesdeutschen 
Bevölkerung judendfeindlich eingestellt sind, der Bimdes- 
regierung zu eigenem Tätigwerden Veranlassung? 

3. Trifft es zu, daß der Bimdeskanzler sich zu den Aussagen des 
Abgeordneten Fellner, wie sie oben wiedergegeben sind, 
geäußert hat? 

Sind Pressemeldimgen richtig, wonach der Bundeskanzler 
sinngemäß in etwa dazu gesagt haben soll, der Abgeordnete 
Fellner habe doch nur das laut gesagt, was viele Deutsche zu 
den Forderungen jüdischer Organisationen an Flick und die 
Deutsche Bank gedacht haben? 

Wenn der Bundeskanzler solches nicht gesagt hat, was war 
dann seine Stellungnahme zu den Äußenmgen des Abgeord- 
neten Fellner? 

Ist die Bundesregierung der Auffassimg, daß diese Äußerun- 
gen einem typischen Vorurteil und Grundraster des Anti- 
senütismus entsprechen imd deshalb antisemitisch sind? 

Haben die Bundesregierung oder der Bundeskanzler auf den 
Abgeordneten FeUner hingewirkt, sich vor dem Deutschen 
Bimdestag für seine Äußerungen zu entschuldigen? 

4. Wie beurteUt die Bundesregierung die oben wiedergege- 
benen Äußerungen des Bürgermeisters von Spee? Ist die 
Bimdesregierung auch hier der Auffassung, daß diese Äuße- 
rungen auf einem typischen Grundraster des Antisemitismus 
beruhen und antisemitisch sind? 

5. Der Vorsitzende der jüdischen Gemeinde zu Berlin, Galinski, 
hat in einer Rede anläßlich des Beginns des Aufstandes im 
Wmschauer Getto vor 43 Jahren geäußert, seit 1945 seien 
Juden nicht mehr einer solchen Feindseligkeit in Deutschland 
begegnet wie heute, Antisemitismus werde jetzt nicht mehr 
nur unterschwellig geäußert, sondern frei und offen, auch und 
besonders von politischen Mandatsträgem, das sei neu. So 
wie die Opfer der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft 
einen Ansprach darauf hätten, daß ihr Vermächtnis erfüllt 
werde, so hätten die Überlebenden das Recht zu verlangen, 
daß ihr Erleben und Erleiden respektiert und nicht verharm- 
lost werden und man nicht das Vergessen predige. Dies 
scheine für viele, die in der Bundesrepublik Deutschland 
Verantwortung trügen oder an der Willensbildung in der 
Öffentlichkeit mitwirkten, nicht mehr selbstverständlich. 

Wie beurteüt die Bimdesregierung diese Feststellungen des 
Vorsitzenden der jüdischen Gemeinde zu Berlin? Teüt die 
Bimdesregierung diese Feststellungen und Schlußfolge- 
rungen? 

Wird die Bundesregierung nach diesen Feststellungen die 
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Äußerungen des Bxuideskanzlers in der Aktuellen Stunde 
vom 27. Februar 1986 korrigieren? 

Welche Konsequenzen zieht die Brmdesregienmg aus diesen 
Feststellungen des Vertreters der jüdischen Menschen in 
Berlin? 

6. Wie beurteilt die Bundesregierung das Theaterstück von 
Reiner Werner Fassbinder ,,Der Müll, die Stadt und der Tod" ? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß das Stück anti- 
semitische Inhalte enthält und in der Gnmdtendenz antisemi- 
tisch ist? 

Wie beurteüt die Bundesregierung die Auseinandersetzung 
um dieses Stück in Frankfurt? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, die Aufführung hätte 
notfalls mit administrativen Mitteln, z. B. Verbot, xmterbunden 
werden müssen? 

Wie beurteüt die Bundesregierung insbesondere, daß Mitglie- 
der der jüdischen Gemeinde in Frankfurt die Aufführung mit 
Methoden verhindert haben, die sonst und in anderen Zusam- 
menhängen angewandt als gewalttätig und undemokratisch 
bezeichnet werden? 

7. Welche antisemitischen Äußerungen und VorfäUe in der Bun- 
desrepublik Deutschland sind der Bundesregierung aus den 
letzten drei Jahren sonst noch bekanntgeworden? 

In welchen Formen ist hach den Erkenntnissen der Bundes- 
regierung Antisenutismus in der Bundesrepubhk Deutschland 
gegenwärtig sonst noch anzutreffen? 

8. Welche politischen oder geseUschaftlichen Organisationen 
vertreten nach Kenntnis der Bundesregierung in der Bundes- 
republik Deutschland offen oder verdeckt antisemitische Posi- 
tionen? Wie groß ist ihre Mitgliederzahl? 

Gehört nach Auffassung der Bxmdesregierung die EAP, die 
FAP oder die lAG zu diesen Organisationen, die antisemi- 
tische Positionen vertreten? 

Trifft es nach Erkenntnissen der Bundesregierimg zu, daß 
beispielsweise die EAP antisemitische Tendenzen und Posi- 
tionen hinter dem Begriff „antibritisch" zu verstecken ver- 
sucht? 

9. Ist der Bundesregierung bekannt, in wieviel regelmäßig oder 
xmregelmäßig erscheinenden Publikationen in der Bundes- 
republik Deutschland antisemitische Positionen vertreten 
werden? 

In welchen Verlagen erscheinen solche Pubhkationen, in wel- 
cher Auflage und in welcher Verbreitung? Seit wann erschei- 
nen diese Publikationen? In welcher Weise werden in diesen 
Publikationen antisemitische Auffassungen geäußert, offen 
oder verdeckt? 
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10. Beabsichtigt die Bundesregierung, gegen Organisationen und 
Publikationen mit antisemitischen Positionen administrativ 
vorzugehen oder ein solches Vorgehen auf Landesebene vor- 
zuschlagen? Wenn nein, warum nicht? 

Welche anderen Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung 
gegen solche Organisationen und Publikationen zu ergreifen? 

11. Wie beurteilt die Bundesregienmg das Vorhaben hessischer 
Schüler, in öffentlich wirksamen Aktionen Wände und 
Mauern von antisemitischen Parolen zu säubern? 

12. Bestehen nach den Erkenntnissen der Bundesregierung 
organisatorische und finanzielle Zusanunenhänge zwischen 
Organisationen, Institutionen und Publikationen, die 
antisemitische Tendenzen verbreiten, und solchen, die allge- 
mein ausländerfeindliche, gegen Flüchtlinge und Gastarbei- 
ter, gegen „Überfremdung" gerichtete Ideologien propa- 
gieren? 

13. Es scheint, als werden vorhandene ausländerfeindliche und 
rassistische Tendenzen durch die hohe Arbeitslosigkeit 
aktualisiert. 

Gibt es nach Auffassimg der Bundesregierung Anhaltspunkte 
für ähnliche Zusammenhänge zum Antisenütismus? Lassen 
sich so die sich häufenden Zuordnimgen von Bildern wie 
„Spekulanten", „Profit", „Ausbeutung" etc, zu jüdischen 
Menschen erklären? 

14. Seit einigen Jahren vertreten viele Politiker die These, der 
Zuzug von Ausländem, vor allem von Flüchtlingen, die um 
Asyl nachsuchen, in der Bundesrepublik Deutschland müsse 
eingeschränkt oder gar unterbunden werden. Sie stellen 
dabei einen Zusammenhang zwischen Ausländerzuzug und 
Arbeitslosigkeit her und bedienen sich solcher Begriffe wie 
„ Asylantenschwemme " , „ Ausländerflut " , „ Überfremdung " 
etc. 

Sind der Bundesregiemng Erkenntnisse bekannt, wonach 
sich seit der Propagierang dieser Begriffe und Inhalte anti- 
senütische Einstellungen in der Bundesrepublik Deutschland 
verstärkt haben? 

15. Die Bimdesregierung versucht dadurch, daß sie mit großem 
Nachdmck die Errichtung eines „Deutschen Historischen 
Museums" auf dem Reichtstagsgelände an der ehemaligen 
Nord-Süd-Achse in Berlin und die Errichtung eines histori- 
schen Museums in Bonn betreibt, der Bundesrepublik 
Deutschland und ihren Bürgern als den „Deutschen" eine 
neue, alte historische Identität zu verschaffen. Der Staatsakt 
mit dem US-amerikanischen Präsidenten in Bitburg und die 
Errichtung eines nationalen Mahnmals in Bonn am Rhein 
erwecken den Eindmck, als seien in der Bundesrepublik 
Deutschland Soldatenehmngen wie in jedem anderen Land 
möglich. 

Die Worte des Bundeskanzlers von der „Gnade der späten 
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Geburt" in Israel suggerieren, es sei für deutsche Bundesbür- 
ger möglich, sich nur auf das vorgeblich Positive in der deut- 
schen Geschichte zu beziehen, aber mit der Verfolgimg und 
der Ermordung von Millionen jüdischer Menschen durch 
deutsche Nazis nichts zu tun zu haben. 

Sieht die Bundesregierung einen Zusammenhang zwischen 
solchen Bestrebimgen imd Äußertmgen einerseits und an- 
dererseits der Tatsache, daß viele Bundesbürger von „Unserer 
großen Kiütur" oder anläßlich eines bundesdeutschen Fuß- 
baUsieges von „Unserem Sieg" sprechen, aber nicht von 
„ Unserem Auschwitz " ? 

Stimmt die Bimdesregierung der Auffassimg zu, daß ange- 
sichts solcher Vorhaben und Äußerungen die Anerkenntnis 
deutscher Schuld gegenüber den Juden und anderen Verfolg- 
ten immer schwieriger wird? 

16. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß harte Kritik an 
dem Staate Israel und der israelischen Regienmgspolitik anti- 
semitisch ist, wenn sie von Deutschen geäußert wird? 

Wie beurteilt die Bundesregienmg in diesem Zusammenhang 
die Ausstrahlimg des Filmes von Wolf gang Bergmann „Schat- 
ten der Zukunft" im Zweiten Deutschen Fernsehen? 

17. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß das Erinnern an 
das Unmenschliche des Antisemitismus in der jüngeren deut- 
schen Geschichte notwendig ist, um ein Erstarken des Antise- 
mitismus in der Btmdesrepublik Deutschland zu verhindern 
und Antisemitismus überhaupt in der Bundesrepublik 
Deutschland zu beseitigen? 

Ist nach Auffassimg der Bundesregierung in den letzten 
40 Jahren in der Bimdesrepublik Deutschland genügend ge- 
schehen, um dieses Erinnern sicherzusteUen, im Schiüunter- 
richt, an den Hochschulen imd Volkshochschulen, bei der 
Gestaltung von Geschichts- und Gedenkstätten etc.? Welche 
Initiativen gedenkt die Bimdesregienmg zu ergreifen oder zu 
imterstützen, um dieses Erinnern in Zukunft sicherzusteUen? 

Sind der Bimdesregierung Pläne bekannt, wonach der Ber- 
liner Senat in Zusammenarbeit nüt dem Vorsitzenden der 
jüdischen Gemeinde zu BerUn eine ständige Kommission ein- 
berufen wiU, die sich mit den Erscheinungsformen des Antise- 
mitismus imd den Konsequenzen deiraus beschäftigen soU? 

Wie beurteilt die Bundesregienmg diese Initiative? 

18. An die Fraktion DIE GRÜNEN sind in den letzten Monaten 
wiederholt Bitten herangetragen worden, im Deutschen Bun- 
destag die Einsetzung einer Enquete-Kommission zu verlan- 
gen, die die Erscheinungsformen und Ursachen neuer und 
alter Antisemitismen in der Bundesrepublik Deutschland 
untersucht und im Deutschen Bundestag in zwei Jahren einen 
Bericht vorlegen soU. Dieser Bericht soU auch detailliert Vor- 
schläge enthcüten, mit welchen politischen Maßnahmen dem 
Antisenütismus entgegenzutreten ist. 
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Ist die Bundesregierung angesichts der Tatsache, daß der 
Antisemitismus die Demokratie in der Bundesrepublik 
Deutschland gefährdet und daß der Kampf hiergegen nicht 
nur die Aufgabe jüdischer Bürger in der Bimdesrepubük 
Deutschland sein kann, bereit, die Einsetzung einer der- 
artigen Kommission zu unterstützen? 

Bonn, den 27. Mai 1986 

Ströbele 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 
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